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Fachbereich Stadtplanung und Vermessung 

III 61-1 Ba 

  

   

Bebauungsplan „Lichtenbergstraße“ Nr. 083/02  

  

Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 20.07.2010 - 20.08.2010 
   

I ) Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  

 

 
Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

1 

 

Regierungspräsidium  

Freiburg 

09.08.2010 

 

Geotechnik 

Das Planungsgebiet befindet sich nach dem Kartenwerk „Stadt Ludwigsburg 

Bauen und Grundwasser“ im Übergangsbereich der Verbreitung von Ge-

steinen des Unterkeupers zu Gesteinen des Oberen Muschelkalks, die ge-

ringmächtig (Größenordnung: 2,00 m) von Löß oder Lößlehm überdeckt 

sind. Verkarstungserscheinungen, wie uneinheitliche Baugrundverhältnisse 

oder Erdfälle, sind nicht gänzlich auszuschließen. In der Geologischen Karte 

ist ein Erdfall 200,00 m nördlich des Planungsgebietes verzeichnet. Mit 

einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und 

Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig- schluffigen Verwitte-

rungsbodens ist zu rechnen. 

 

Objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 werden emp-

fohlen. 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wurde bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wurde bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen. 

 

 

 A
nlage 4
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

Grundwasser 

Das Plangebiet liegt innerhalb des mit Gutachten des LGRB vom 

19.02.2009 vorläufig hydrogeologisch abgegrenzten Heilquellenschutzge-

bietes „Hoheneck“. Aus Gründen des Heilquellenschutzes gelten Bohrtie-

fenbeschränkungen für Erdwärmesonden. Auf den Leitfaden für Erdwärme-

sonden wird verwiesen (UM, 2005). 

 

Eine Begrenzung der Bohrtiefe ist in 

einem Bereich von ca. 70,00 m vorge-

sehen. Jedoch ist vor Baubeginn die 

tatsächliche Bohrtiefe im Einzelfall 

genau zu prüfen. Ein entsprechender 

Hinweis wurde bereits zum Entwurfs-

beschluss in den Hinweisteil des Text-

teiles aufgenommen. 

 

Die Stellungnahme wurde berücksich-

tigt. Änderungen der bisherigen Pla-

nung, die zu einer erneuten Beteili-

gung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

2 

 

Regierungspräsidium  

Stuttgart 

11.08.2010 

 

Denkmalpflege 

Es wird gebeten den Hinweis auf § 20 DSchG einzufügen. 

 

 

Raumordnung 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach Plansatz 2.4.8 (G) des Regional-

plans bzw. 2.4.0.8 (Z) der (derzeit noch) nicht rechtsverbindlichen Regio-

nalplanfortschreibung im Mittelzentrum Ludwigsburg eine Bruttowohndichte 

von 80 Einwohnern pro Hektar erreicht werden soll. Dies kann durch einen 

Ausgleich höherer Verdichtung mit geringerer Verdichtung erreicht werden. 

Entscheidend ist dass in der Summe die vorgegebenen Dichtewerte ein-

gehalten werden. Entscheidend ist jedoch, dass in der Summe die vorgege-

 

Der Hinweis wurde bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen. Im Rahmen der anstehen-

den Fortschreibung des Flächennut-

zungsplanes wird dieses Thema ge-

prüft und berücksichtigt werden. 
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

benen Dichtewerte eingehalten und damit die Flächeninanspruchnahme 

reduziert werden kann. Einzelplanungen sind in diesem Sinne regelmäßig 

zu überprüfen und nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG 

gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine 

Mehrfertigung, wenn möglich auch in digitalisierter Form, im Originalmaß-

stab zugehen zu lassen. 

 

 

 

 

 

 

Nach Inkrafttreten erhält das Regie-

rungspräsidium die gewünschten Un-

terlagen. 

 

Die Stellungnahme wurde berücksich-

tigt. Änderungen der bisherigen Pla-

nung, die zu einer erneuten Beteili-

gung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

3 Deutsche Telekom 12.08.2010 Im Grundstück 9036/1 befindet sich eine Telekommunikationsleitung der 

Deutschen Telekom AG, die zukünftig in einem Baugrundstück liegen soll. 

Es wird beantragt, die Leitung und das gesamte 1,00 m breite Leitungsrecht 

nach § 9 (1) Ziff. 21 BauGB zugunsten der Deutschen Telekom AG zu be-

lasten. 

 

 

Es wird darum gebeten, über den Beginn und den Ablauf der Erschlie-

ßungsmaßnahmen so früh wie möglich das örtliche Bezirksbüro zu informie-

ren, damit die Maßnahmen rechtzeitig koordiniert werden können. 

 

 

 

Die Telekommunikationsleitung der  

Deutschen Telekom wird durch ein 

Leitungsrecht (LR 1) gesichert. Das 

Leitungsrecht wurde bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Bebauungsplan 

aufgenommen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen, ist jedoch nicht Bebauungs-

planrelevant. 

 

Die Stellungnahme wurde berücksich-

tigt. Änderungen der bisherigen Pla-

nung, die zu einer erneuten Beteili-
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

gung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

4 

 

Verband  

Region Stuttgart 

17.08.2010 

 

Auf die anzustrebenden Dichtewerte wie sie in Kapitel 2.4 des geltenden 

Regionalplans aufgeführt sind wird hingewiesen.  

 

 

 

 

Angeregt wird, Anlagen für die solare Energienutzung an oder auf den Ge-

bäuden ausdrücklich zuzulassen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Im Rahmen der anste-

henden Fortschreibung des Flächen-

nutzungsplanes wird dieses Thema 

geprüft und berücksichtigt werden. 

 

Nach dem Bau- und Planungsrecht 

sind Solaranlagen zulässig und ent-

sprechend dem Planungskonzept 

wünschenswert. Solaranlagen entspre-

chen weiterhin den städtischen Zielen 

des Stadtentwicklungskonzepts sowie 

insbesondere des Gesamtenergiekon-

zepts. 

 

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis 

genommen. Änderungen der bisheri-

gen Planung, die zu einer erneuten 

Beteiligung führen würden, ergeben 

sich daraus nicht. 
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

5 

 

Landratsamt  

Ludwigsburg 

27.08.2010 

 

Naturschutz 

Die Grundsätze einer umweltfreundlichen Beleuchtung sollten im weiteren 

Verfahren berücksichtigt werden (NAV- Lampen, nach unten gerichtete 

Leuchten, für Insekten ungefährliche Gehäuse usw. nicht heiß werdende 

Lampen und Leuchten). 

 

 

 

 

 

Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

Komm. Abwasser und Oberflächengewässer 

Für die Bereiche mit Satteldach wird angeregt, für jedes Gebäude als Ersatz 

für die Dachbegrünung eine offene Ableitung des Dachflächenwassers auf 

dem eigenen Grundstück über eine flache Mulde von 5 bis 10 cm erhöhten 

Überlauf in die Kanalisation festzusetzen. Sofern die Muldenfläche ca. 10% 

der Dachfläche aufweist, wird davon ausgegangen, dass ein ähnlicher Effekt 

wie bei der Dachbegrünung erzielt wird. Die Bepflanzung der Mulde ist da-

bei beliebig. Denkbar sind auch Zisternen mit oder ohne Brauchwassernut-

zung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Da sich das Gebiet in ein Bestandsge-

biet einfügt, werden bezüglich der 

Beleuchtung keine besonderen Fest-

setzungen getroffen. Die bestehende 

Beleuchtung wird genutzt. Darüber 

hinaus verwendet die Stadt Ludwigs-

burg ohnehin standardmäßig umwelt-

freundliche Beleuchtungsmittel. 

 

 

 

Zur Minderung des Niederschlagsab-

flusses wird festgesetzt, daß die nicht 

überbaubaren Flächen gärtnerisch 

anzulegen und zu unterhalten sind. 

Private Zufahrten, Stellplätze, Zufahr-

ten und Wege sind mit wasserdurch-

lässigen Materialien auszubilden. 

 

Weiter werden Zisternen mit Brauch-

wassernutzung empfohlen. Ein ent-

sprechender Hinweis wurde bereits 

zum Entwurfsbeschluss in den Hin-

weisteil des Textteiles aufgenommen. 
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

Wasserschutzgebiete/Grundwasserschutz 

Das Baugebiet liegt im Einzugsbereich der Ludwigsburger Heilwasserfas-

sung „Solebrunnen Hoheneck“, sowie in der Schutzzone III des Wasser-

schutzgebietes Ludwigsburger Trinkwasserfassung im Neckartal. Eine Nut-

zung regenerativer Energien in Form von tiefen Erdsondeanlagen ist im ge-

samten Baugebiet grundsätzlich nicht zulässig, da diese die Brunnen beein-

trächtigen können. Oberflächennahe geothermische Anlagen mit ausrei-

chend Abstand zu den Schichten des Muschelkalks sind ausführungsfähig.  

 

 

Im Textteil des Bebauungsplanes sollten folgende Punkte aufgenommen 

werden: 

 

- Für eine eventuell erforderliche Grundwasserbenutzung (Grundwas-

serableitung während der Bauzeit, Grundwasserumleitung während 

der Standzeiten von Bauwerken) ist grundsätzlich eine wasserrecht-

liche Erlaubnis erforderlich. 

- Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. 

- Maßnahmen, welche lediglich punktuell in das Grundwasser ein-

binden (z.B. Tiefgründungskörper, Verbaukörper, oberflächennahe 

geothermische Anlagen) bedürfen ebenfalls einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis. 

 

Altlasten 

Für den Planbereich liegen uns keine Hinweise auf Altlastenverdachtsflä-

chen vor. Liegen dem Planungsträger jedoch Erkenntnisse vor, die Unter-

grundbelastungen vermuten lassen, ist der weitere Handlungsbedarf mit 

dem Landratsamt, Fachbereich Umwelt, abzustimmen. 

 

Eine Begrenzung der Bohrtiefe ist in 

einem Bereich von ca. 70,00 m vorge-

sehen. Jedoch ist vor Baubeginn die 

tatsächliche Bohrtiefe im Einzelfall 

genau zu prüfen. Ein entsprechender 

Hinweis wurde bereits zum Entwurfs-

beschluss in den Hinweisteil des Text-

teiles aufgenommen. 

 

Die Hinweise wurden bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Entlang der östlichen Grenze des Gel-

tungsbereiches verlief der Feldweg 

(FW 527/1), der ursprünglich der 

Landwirtschaft diente. Mit dem Be-
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

bauungsplan „Hoheneck Nord“ Nr. 

083/01 wurde dieser als öffentliche 

Grünfläche überplant. Das Gutachten 

„Bodenuntersuchungen im Bereich ei-

nes ehemaligen Feldwegs“, (Gutachten 

Nr. 0411171), Peter Bergmann, liegt 

vor. Der genaue Rückbauumfang ist 

unklar. Es ist nicht auszuschließen, 

dass sich noch kontaminiertes Material 

im Erdreiche befindet. 

 

Der Geltungsbereich liegt in der Karte 

„Fliegerschäden in Ludwigsburg im 2. 

Weltkrieg“ im Bereich einer Verdachts-

fläche. Eine Luftbildauswertung des 

Kampfmittelbeseitigungsdienstes (RP 

Stuttgart) kam zu dem Ergebnis, dass 

keine Anhaltspunkte für das Vorhan-

densein von Bombenblindgängern 

innerhalb des Untersuchungsgebietes 

(Geltungsbereich) vorliegen, insoweit 

sind keine weiteren Maßnahmen erfor-

derlich. Es wird darauf hingewiesen, 

dass das Schreiben nicht als Garantie 

der Kampfmittelfreiheit gewertet wer-

den kann.  
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 

 

Bodenschutz 

Unter den Hinweisen im Bebauungsplan ist folgender Eintrag vorzunehmen:  

 

- Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-

Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), insbesondere auf §§ 4 und 7 

wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jegliche Bauvorhaben 

die getroffenen Regelungen zum Schutz des Bodens (s. Beiblatt). 

Das Beiblatt ist den genehmigten Bebauungsplanunterlagen beizu-

fügen. 

 

Im Kaufvertrag wurde auf die beiden 

vorgenannten Situationen hingewiesen, 

eine Kostentragung seitens der Stadt 

Ludwigsburg ist geregelt.  

 

 

Der Hinweis wurde bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen. Das Beiblatt 

wird der Bebauungsplanakte beigelegt. 

 

Die Stellungnahme wurde berücksich-

tigt. Änderungen der bisherigen Pla-

nung, die zu einer erneuten Beteili-

gung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

6 

 

Stadtentwässerung  

Ludwigsburg 

15.07.2010 

 

Es besteht grundsätzlich Rückstaugefahr unterhalb der Rückstauebene. Wir 

verweisen auf die Abwassersatzung der Stadt Ludwigsburg. Grundsätzlich 

ist für die Gebäude- und Grundstücksentwässerung und insbesondere für 

die Rückstausicherung DIN 1986 und DIN EN 12056 maßgebend. 

 

Gemäß dem Allgemeinen Kanalisationsplan geht das Plangebiet mit einem 

mittleren Versiegelungsgrad von ca. 65% in die Berechnung ein. Aufgrund 

der bereits heute vorhandenen hohen Auslastung des Kanalnetzes sollte 

nach Abschluss der zukünftigen Bebauung der Befestigungsgrad der Be-

bauung soweit wie möglich minimiert werden (z. B. durch Regenrückhal-

tung mittels Dachbegrünung, Zisternen oder durch Versickerung mittels 

Der Hinweise wurden bereits zum Ent-

wurfsbeschluss in den Hinweisteil des 

Textteiles aufgenommen.... 

 

 

Durch entsprechende Festsetzungen 

im Bebauungsplan (Pflanzgebote, 

wasserdurchlässige Beläge, Dachbe-

grünung, etc.) wird angestrebt das 

Kanalnetz zu entlasten. Weiter werden 

die beiden östlichen, der Kocherstraße 



BP „Lichtenbergstraße“ Nr. 083/02 - Abwägung              28.10.2011 

Seite 9 von 20 

 
Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

Mulden/Rigolen, Rasengittern, versickerungsfähigem Pflaster). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der Lichtenbergstraße sind Alleenbäume vorhanden. Bei der Verlegung 

der Abwasseranschlussleitungen der Grundstücke sollte auf einen fachge-

recht ausgeführten Schutz gegenüber Einwurzelungen geachtet werden. 

 

zugewandten Grundstücke, sowie die 

Fläche der privaten Zufahrt über die 

Kocherstraße entwässert. Die beiden 

Grundstücke an der Lichtenbergstraße 

sollen jeweils direkt an die Kanalisation 

der Lichtenbergstraße angeschlossen 

werden. Das Grundstück Ecke Lich-

tenbergstraße/Ecke Waldstückle sowie 

die beiden östlich anschließenden 

Grundstücke sollen über das 

Waldstückle entwässert werden. Durch 

diese Entflechtung der Entwässerung 

sind die vorhandenen Leitungsdimeni-

sionierungen ausreichend. 

 

Die Alleenbäume entlang der Lichten-

bergstraße wurden bereits zum Ent-

wurfsbeschluss im Bebauungsplan mit 

einer Pflanzbindung gesichert. Bei 

Abgang sind sie gleichartig zu erset-

zen. 

 

Die Stellungnahme wurde berücksich-

tigt. Änderungen der bisherigen Pla-

nung, die zu einer erneuten Beteili-

gung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 
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II) Öffentlichkeit  

 

Während der der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde von den direkt angrenzenden Anwohnern der Wunsch eines gemeinsa-

men Gesprächs geäußert. Im Rahmen zweier Anwohnergespräche am 29.09.2010 und 08.12.2010 wurde das Planungskonzept gemein-

sam zum Entwurfsbeschluss (VL 010/11 vom 28.01.2011) weiterentwickelt.  
 

 Bürger Eingang am Stellungnahmen 
Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

1111    

    

Familie Römpke 

Kocherstraße 9 

Familie Hunke 

Kocherstraße 11 

Familie Keinath 

Kocherstraße 7  

Familie Bentele 

Kochstraße 10 

Familie Mistele 

Kocherstraße13 

Familie Kempt 

Reichersthalde 50 

Familie Tulpan/Nagel 

Lichtenbergstraße 26 

Familie Gottwald 

Kocherstraße 15 

 

Ansprechpartner:  

Hr. Hunke, 

Kocherstraße 11    

20.07.2010 Der Abstand soll dem bisherigen Baubestand im Bereich der anlie-

genden Straßen entsprechen. Ein Beispiel ist der Abstand durch 

Grünflächen und Gärten zwischen den Häusern auf dem angrenzen-

den Flurstück 9043/4 zum Flurstück 9034/3. Es wird gefordert, die 

bisherige Qualität der Bebauungsdichte bezüglich der Abstände der 

gartenseitigen Häuserfronten in den neuen Bebauungsplan zu über-

nehmen.  

 

 

 

 

 

Um die gewachsene Struktur wie bisher fortführen zu können, wird 

darum gebeten, von der Bebauung des Geländes 3 und 4 abzuse-

hen, um so die gegebenen Abstände zwischen den Flurstücken 

9043/4 und 9043/3 auch dort einzuhalten. Dies gilt besonders da 

das Gelände ansteigt. Die geplanten Gartenflächen sind zu klein, um 

einen ausreichenden Abstand zum Nachbarhaus für eine gehobene 

Wohnqualität zu erhalten. Die Häuser 3 und 4 werden als Verlierer 

eingestuft. 

 

Die Gebäudedichte wird an der Überbauung der 

Grundstücksfläche und der Gebäudehöhe gemes-

sen. In diesem Fall orientieren sie sich an der um-

gebenden Bestandsbebauung. Im Zuge der Anwoh-

nergespräche und der erneuten Überarbeitung des 

Planungskonzeptes zum BTU am 03.03.2011 wurde 

die Planung weiterentwickelt. Die Abstände zwi-

schen der Bestands- und Neubebauung, wie auch 

zwischen der Neubebauung wurden weiter optimiert. 

Die in der LBO festgesetzten Mindestabstände sind 

deutlich eingehalten. 

 

Es gibt eine hohe Nachfrage auf dem Grundstücks-

markt nach den vorgesehenen Grundstücken. Einen 

Verzicht auf die Bebauung der Grundstücke 3 und 4 

kann nicht entsprochen werden. Im Zuge der An-

wohnergespräche und der erneuten Überarbeitung 

des Planungskonzeptes zum BTU am 03.03.2011 

wurde die Planung weiterentwickelt. Die Abstände 

zwischen der Bestands- und Neubebauung, wie 

auch zwischen der Neubebauung wurden weiter 
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 Bürger Eingang am Stellungnahmen 
Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

 

 

 

Mit Bedauern wird beobachtet, dass in Ludwigsburg immer mehr 

und mehr nachverdichtet wird und ehemals qualitätvolle Grundstü-

cke und Plätze mit respektvollem Abstand zu den Nachbarhäusern 

verloren gehen. 

optimiert. Die in der LBO festgesetzten Mindestab-

stände sind deutlich eingehalten.  

 

Grundsätzlich entspricht die Innenentwicklung so-

wohl den Zielen des Flächennutzungsplans als auch 

denen des Ludwigsburger Stadtentwicklungskon-

zepts. Für einen schonenden Umgang mit der Res-

source Grund und Boden bietet es sich an, Flächen 

im Innenbereich, welche bereits erschlossen sind, 

zu entwickeln. Die notwendige Infrastruktur ist eben-

falls bereits vorhanden. Im Sinne einer verträglichen 

Innenentwicklung wurde bei der städtebaulichen 

Planung darauf geachtet, daß sich die neuen Bau-

körper harmonisch in den bestehenden Siedlungs-

bereich einfügen. 

 

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Änderungen der bisherigen Planung, die zu einer 

erneuten Beteiligung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

2222    

    

Familie Hunke 

Kocherstraße 11 

26.07.2010 

 

Die geplante Bebauungsdichte ist zu hoch und zu dicht.  

 

 

 

 

 

 

Die Gebäudedichte wird an der Überbauung der 

Grundstücksfläche und der Gebäudehöhe gemes-

sen. In diesem Fall orientieren sie sich an der um-

gebenden Bestandsbebauung. Im Zuge der Anwoh-

nergespräche und der erneuten Überarbeitung des 

Planungskonzeptes zum BTU am 03.03.2011 wurde 

die Planung weiterentwickelt. Die Abstände zwi-
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 Bürger Eingang am Stellungnahmen 
Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 

 

Anmerkungen zur Begründung zum Bebauungsplan 

Punkt 2 

Eine der entscheidenden Nutzungsanforderungen an Bauflächen für 

Einfamilienhäuser/Doppelhaushälften im gehobenen Bereich ist heu-

te noch mehr als früher ein ausreichend respektvoller Abstand der 

wohnseitig orientierten Hausfronten zum Nachbarhaus. 

 

 

 

 

 

 

 

Punkt 4 

Das Maß für die Größe der Grundstücke und der damit verbundene 

Abstand der Häuser zueinander können sich doch nur aus der be-

reits vorhandenen nachbarlichen Bebauung ableiten. Der uns vorlie-

gende Bebauungsplan entspricht für die Häuser 3 und 4 in keinem 

Fall diesen Vorgaben. Aufgrund der Begründung zum Bebauungs-

plan sehen wir die Häuser 3 und 4 weder mit der bereits vorhande-

nen Bebauung noch der Nachfrage nach größeren Grundstücken als 

vereinbar. Es wird darum gebeten von einer solchen Bebauung ab-

zusehen. 

schen der Bestands- und Neubebauung, wie auch 

zwischen der Neubebauung wurden weiter optimiert. 

Die in der LBO festgesetzten Mindestabstände sind 

deutlich eingehalten. 

 

 

 

Die Bebauung der Grundstücke ermöglicht teilweise 

sowohl eine Einzel- als auch Doppelhausbebauung. 

Es gibt eine hohe Nachfrage auf dem Grundstücks-

markt nach den vorgesehenen Grundstücken. Im 

Zuge der Anwohnergespräche und der erneuten 

Überarbeitung des Planungskonzeptes zum BTU am 

03.03.2011 wurde die Planung weiterentwickelt. Die 

Abstände zwischen der Bestands- und Neubebau-

ung, wie auch zwischen der Neubebauung wurden 

weiter optimiert. Die in der LBO festgesetzten Min-

destabstände sind deutlich eingehalten. 

 

Einen Verzicht auf die Bebauung der Grundstücke 3 

und 4 kann nicht entsprochen werden. Im Zuge der 

Anwohnergespräche und der erneuten Überarbei-

tung des Planungskonzeptes zum BTU am 

03.03.2011 wurde die Planung weiterentwickelt. Die 

Abstände zwischen der Bestands- und Neubebau-

ung, wie auch zwischen der Neubebauung wurden 

weiter optimiert. Die in der LBO festgesetzten Min-

destabstände sind deutlich eingehalten. 
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Punkt 9 

Aus der des südwestlichen Teils des Flurstücks 9046 verursacht 

allein die Hecke schon einen Schattenwurf bis zur Hälfte der Garten-

fläche. Sichtschutzhecken die zum Gebäude 4 im Falle einer Be-

bauung angebracht werden müssten, verdunkeln voraussichtlich die 

gesamte Gartenfläche. Ebenfalls von einer solchen Verdunkelung, 

bei Pflanzung einer Sichtschutzhecke betroffen, wären die Gebäude 

4 zu 5/6 und Gebäude 3 zu 7/8. 

 

Es wird daher gebeten, die tatsächlichen Licht- und Schattenverhält-

nisse vor Ort zu berücksichtigen. Die gewünschten Pflanzgebote 

sorgen zwangsweise für eine starke Abschattung die nur über größe-

re Abstände der Häuserfronten, wie auf den benachbarten Flurstü-

cken, vermieden werden kann. 

 

 

 

 

 

Im vorliegenden Fall soll die Bebauung wohl kaum weniger locker 

sein als die der angrenzenden Flurstücke. Wir wollen hier die vor-

herrschende Bebauung als Richtlinie ansehen. Diese gibt dann ein-

deutig einen Mindestabstand zwischen den wohn-/gartenseitigen 

Grundsätzlich entspricht die Innenentwicklung so-

wohl den Zielen des Flächennutzungsplans als auch 

denen des Ludwigsburger Stadtentwicklungskon-

zepts. 

 

 

Es handelt sich hierbei um eine bereits bestehende 

Hecke auf dem Flurstück 9046. Ein Pflanzgebot, für 

zusätzliche Sichtschutzbepflanzungen, entlang der 

neuen Grundstücke ist nicht vorgesehen. Vielmehr 

soll die vorhandene Hecke als Sichtschutz für beide 

Seiten genutzt werden. 

 

 

Eine Verschattung aus Richtung der Neubebauung 

ist nur in den sehr späten Abendstunden (von Wes-

ten) gegeben. Zu allen anderen Tageszeiten wird die 

Belichtung der Gartenflächen der Nachbarschaft 

nicht beeinflusst. Durch die Gebäudehöhen und 

Dachformen soll die Verschattungswirkung auf die 

Nachbargrundstücke minimiert werden. Das Thema 

Verschattung ist privatrechtlicher Natur und ist nicht 

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

 

Die Bebauungsstruktur der bestehenden Gebäude 

wurde mit dem Planungskonzept berücksichtigt 

(Gebäudetypologie, Dachform, Geschossigkeit). Im 

Zuge der Anwohnergespräche und der erneuten 
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Hausfronten der Flurstücke 9043/4 zu 9043/5 vor. Es wird gebeten 

die vorherrschende typische Art der Abstände der Häuser zueinan-

der in den neuen Bebauungsplan zu übernehmen. 

 

 

Punkt 10 

Die Bestandsbebauung an den angrenzenden Flurstücken haben 

deutlich weitere Abstände. Die Planung orientiert sich nicht am Be-

stand.  

 

 

 

 

 

 

Pufferzonen können nur durch ausreichend Abstand geschaffen 

werden und nicht durch bauliche oder pflanzliche Verdichtungs-

maßnahmen. Die vorhandene Bebauung auf Flurstück 9034/4 zeigt 

eine noch verträgliche Pufferzone durch noch ausreichenden Ab-

stand und Bepflanzung. Es wird gebeten diese in den Bebauungs-

plan zu übernehmen. 

 

Es wird gebeten die 3 Fichten auf Grundstück 9046 zu erhalten, 

indem von zu nahen Bodenversiegelungen und Baugruben abgese-

hen wird. 

 

 

 

Überarbeitung des Planungskonzeptes zum BTU am 

03.03.2011 wurde die Planung weiterentwickelt. Die 

Abstände zwischen der Bestands- und Neubebau-

ung, wie auch zwischen der Neubebauung wurden 

weiter optimiert. 

 

Im Rahmen der Anwohnergespräche wurde dieser 

Aspekt gemeinsam diskutiert. Als gemeinsamen 

Kompromiss wurde das Planungskonzept zum Auf-

stellungsbeschluss wie folgt geändert: 

- Drehung der Doppelhäuser entlang der 

Lichtenbergstraße 

- Die rückwärtigen Gebäude wurden in westli-

cher Richtung verschoben. 

 

Die Abstände zwischen der Bestands- und Neube-

bauung, wie auch zwischen der Neubebauung wur-

den weiter optimiert. Die in der LBO festgesetzten 

Mindestabstände sind deutlich eingehalten. 

 

 

 

Dieser Punkt wird unter Punkt 11.3 behandelt. 
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Punkt 11.3  

Falls die Häuser 3 und 4 trotz aller Qualitätsverluste gebaut werden 

sollten, muss um die Erdgeschossfußbodenhöhe der angrenzenden 

Bebauung einzuhalten, der Nullpunkt der Fußbodenhöhe EG der 

Häuser 3 und 4 auf Höhe der Grenze des Flurstückes 9046 zum 

neuen 9036/2 liegen. Daraus würde sich eine maximale Gebäude-

höhe (max. Höhe des Flachdaches inkl. Aufbauten) bis zur Balkon-

brüstung der Häuser Kocherstraße 9 bzw. 11 ableiten, die wir bitten 

einzuhalten. Eine echte Zweistöckigkeit der Häuser 3 und 4 mit Be-

zugslinie Erdgeschossfläche = Höhenlinie Grenze zu Flurstück 9046 

wird gefordert. Eine „Pseudozweistöckigkeit“ z. B. durch Einlieger-

wohnungen o. ä. im UG soll unterbunden werden. 

 

 

 

 

Falls die Häuser 3 und 4 trotz aller Qualitätsverluste gebaut werden 

sollten, möchten wir sie auffordern den Häusern 3 und 4 eine max. 

Dachhöhe zuzugestehen, die max. bis zur Balkonbrüstung der direkt 

anliegenden Häuser (Bsp. Kocherstraße 11) reicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Zuge der Anwohnergespräche und der erneuten 

Überarbeitung des Planungskonzeptes zum BTU am 

03.03.2011 wurde die Planung weiterentwickelt. Die 

Abstände zwischen der Bestands- und Neubebau-

ung, wie auch zwischen der Neubebauung wurden 

weiter optimiert. Auch befinden sich in unmittelbarer 

Nähe zu dem Baumbestand des Flurstücks 9046 

keine überbaubaren Garagen-/ oder Bauflächen. 

Die Erschließung der östlichen Grundstücke erfolgt 

über eine Anliegerstraße, welche in die Lichtenberg-

straße mündet. Das Gefälle der Anliegerstraße sowie 

die Notwendigkeit die östlichen Grundstücke optimal 

zu entwässern führten zu den festgesetzten Erdge-

schossfußbodenhöhen (EFH). 

 

Es gibt eine hohe Nachfrage auf dem Grundstücks-

markt nach den vorgesehenen Grundstücken. Im 

Zuge der Anwohnergespräche und der erneuten 

Überarbeitung des Planungskonzeptes zum BTU am 

03.03.2011 wurde die Planung weiterentwickelt. Die 

Abstände zwischen der Bestands- und Neubebau-

ung, wie auch zwischen der Neubebauung wurden 

weiter optimiert. Aufgrund der topographischen Ver-

hältnisse kann dieser Anregung nicht vollständig 

entsprochen werden. Die max. Gebäudehöhe wird 

durch die Festlegung der Firsthöhe bzw. der Ober-

kante Attika im Bezug zur Erdgeschossfussboden-
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Den freien Blick in die Landschaft verhindern die Häuser 3 und 4. 

Bei einer zweigeschossigen Bauweise werden trotz des ansteigenden 

Geländes die Häuser 5, 6, 7, 8 nur von den oberen Geschossen, die 

in der Regel nicht als Wohnzimmer ausgebaut werden, einen vagen 

Blick in die Landschaft erhaschen. Auch von den anliegenden, vor-

handenen Gebäuden (Flurstücke 9034/3, 9034/4 und 9046) möchte 

man einen Blick in die „Landschaft“ wie bisher behalten dürfen. 

höhe geregelt. 

 

Aufgrund der topographischen Verhältnisse kann 

dieser Anregung nicht vollständig entsprochen wer-

den. Jedoch werden für den rückwärtigen Bereich 

Flachdächer festgesetzt, um neben den ökologi-

schen Vorteilen auch die Gebäudehöhe zu begren-

zen.  

 

 

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Änderungen der bisherigen Planung, die zu einer 

erneuten Beteiligung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 
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I ) Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  

 

 
Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

1 Stadtentwässerung 

Ludwigsburg 

28.04.2011 Es wird geraten die beiden östlichen, der Kocherstraße zugewand-

ten Grundstücke, sowie die Fläche des Zufahrtsweges über die 

Kanalisation in der Kocherstraße zu entwässern. Die beiden verblei-

benden, an der Lichtenbergstraße gelegenen Grundstücke sollten 

jeweils direkt an die Kanalisation der Lichtenbergstraße angeschlos-

sen werden. 

 

Die Stellungnahme wurde bereits zum Entwurfs-

beschluss in die Begründung aufgenommen, der 

Textteil wurde zum Satzungsbeschluss dahinge-

hend nochmals konkretisiert. 

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Änderun-

gen der bisherigen Planung, die zu einer erneuten 

Beteiligung führen würden, ergeben sich daraus 

nicht. 

 

2 Landratsamt  

Ludwigsburg 

06.07.2011 Naturschutz 

Auch moderne LED-Technik erfüllt die Anforderungen an insekten-

freundliche Leuchtmittel. 

 

 

 

 

Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

Für den Planbereich liegen keine Hinweise auf Altlastenverdachts-

flächen vor. Sollten die Bodenuntersuchungen des Büros Peter 

Bergmann zum ehemaligen Feldweg FW 527/1 positive Schadstoff-

befunde erbringen, ist das Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich 

Umwelt, zu informieren. 

 

Da sich das Gebiet in ein Bestandsgebiet einfügt, 

werden bezüglich der Beleuchtung keine beson-

deren Festsetzungen getroffen. Die bestehende 

Beleuchtung wird genutzt. Darüber hinaus ver-

wendet die Stadt Ludwigsburg ohnehin standard-

mäßig umweltfreundliche Beleuchtungsmittel. 

 

Das Landratsamt hat mit E-Mail vom 21.10.2011 

das Gutachten „Bodenuntersuchungen im Bereich 

eines ehemaligen Feldwegs“, (Gutachten Nr. 

0411171), Peter Bergmann erhalten.  
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Träger öffentlicher  

Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

Bodenschutz 

Die in Ziffer C.1 des Textteiles genannten Ausarbeitungen zum 

Rückbau eines Feldweges und zum Kampfmittelverdacht sollten 

uns vor dem Satzungsbeschluss zur Kenntnis gegeben werden. 

 

Das Landratsamt hat mit E-Mail vom 26.10.2011 

das Schreiben des Kampfmittelbeseitigungsdiens-

tes (RP Stuttgart) vom 25.10.2011 erhalten. 

 

Bereits zum Entwurfsbeschluss wurden hierzu 

Ausführungen im Textteil unter Hinweise und 

nachrichtliche Übernahmen formuliert, ebenso in 

der Begründung zum Bebauungsplan. Diese wer-

den zum Satzungsbeschluss hin weiter konkreti-

siert.  

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Änderun-

gen der bisherigen Planung, die zu einer erneuten 

Beteiligung führen würden, ergeben sich daraus 

nicht. 

 

3 Regierungspräsidium 

Stuttgart 

06.07.2011 Es wird darauf hingewiesen, dass nach Plansatz 2.4.0.8. (Z) der 

Regionalplanfortschreibung in dem Doppelmittelzentrum Ludwigs-

burg bei neuen Wohngebieten eine Bruttowohndichte von 80 Ein-

wohnern pro ha erreicht werden soll. Die Einzelplanungen sind re-

gelmäßig im Sinne der Gesamtbetrachtung zu prüfen und nachvoll-

ziehbar zu dokumentieren. 

 

 

 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 

3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des 

Bei diesem Bebauungsplan handelt es sich um 

eine Maßnahme der Innenentwicklung, auf einer 

verhältnismäßig kleinen Fläche (0,48 ha), die im 

derzeit gültigen Flächennutzungsplan bereits als 

Wohnbaufläche dargestellt ist. Die Maßnahme 

fließt auch in die Gesamtbetrachtung der Wohn-

bauflächenentwicklung im Rahmen der Fortschrei-

bung des FNP ein. 

 

Dem Regierungspräsidium Stuttgart werden nach 

Abschluss des Verfahrens die entsprechenden 
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Belange 

Datum des 

Schreibens 

Stellungnahmen 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

Planes eine Mehrfertigung davon – soweit möglich auch in digitali-

sierter Form – im Originalmaßstab zugehen zu lassen. 

Unterlagen übermittelt. 

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Änderun-

gen der bisherigen Planung, die zu einer erneuten 

Beteiligung führen würden, ergeben sich daraus 

nicht. 
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Im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. Die Stellungnahme Breiten-

stein/Ottmann ging nachträglich ein, wird jedoch in die Abwägung aufgenommen. 

  

II) Öffentlichkeit  

 

 Bürger 
Datum des 

Schreibens 
Stellungnahmen 

Stellungnahme der Verwaltung 

mit Abwägungsvorschlag 

1 Jutta Breitenstein 

Dieter Ottmann 

Wilhelm-Blutbacher- 

Str. 15 

12.07.2011 Das Eckgrundstück (Lichtenbergstraße/Ecke Waldstückle) soll wieder 

auf eine Doppelhausbebauung zurückgeführt werden. Es besteht seit 

Jahren eine hohe Nachfrage nach Doppelhäusern in Ludwigsburg-

Hoheneck. 

 

Die Faktoren Nachfrage nach Einzelhäusern, Grund-

stücksgröße sowie das Thema Entwässerung bzw. 

Leistungsfähigkeit der Kanalisation führten bereits 

zum Entwurfsbeschluss zu dieser Planung.  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Änderungen der bisherigen Planung, die zu einer 

erneuten Beteiligung führen würden, ergeben sich 

daraus nicht. 

 

 


